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Richtlinienkonforme Auslegung
nationalen Rechts

Es ist manierliche Pflicht der Gerichte,
das einfache Recht geh�rig anzuwenden
und auszulegen. Das BVerfG kann rich-
terliches Wirken mitsamt der gebrauch-
ten Auslegungsmethode indes nicht er-
sch�pfend auf Richtigkeit durchleuch-
ten und ist bei seiner Pr�fung sogar auf
die Verletzung wesensgem�ßen Verfas-
sungsrechts begrenzt. Bei der Inaugen-
scheinnahme richterlicher Kompetenz-
grenzen erforscht das BVerfG folgerich-
tig nur, ob das Fachgericht bei seiner
Rechtsfindung den gesetzgeberischen
Programmsatz hinl�nglich beachtet und
von den anerkannten Methoden der Ge-
setzesdeutung tauglichen Gebrauch ge-
macht hat.

Gewaltenteilung schließt aus, dass Ge-
richte Befugnisse beanspruchen, mit de-
nen die Verfassung ausschließlich den
Gesetzgeber beliehen hat. Die Verfas-
sungsdirektiven versagen es dem Rich-
ter zwar nicht, das Recht fortzuentwi-
ckeln. Anlass zu richterlicher Rechts-
fortbildung besteht immer dann, wenn
L�cken zu schließen oder widersinnige
Wertungen aufzul�sen sind. Dem Auf-
trag zur sch�pferischen Findung und
Fortbildung des Rechts sind freilich we-
gen der unverzichtbaren Gesetzesbin-
dung der Rechtsprechung Schranken ge-
setzt. Richterliche Rechtsfortbildung
darf nicht dazu f�hren, dass der Richter
seine eigene Gerechtigkeitsauffassung
an die Stelle derjenigen des Gesetz-
gebers setzt. Ein Richterspruch setzt
sich aber dann �ber die Gesetzesbin-
dung hinweg, wenn die vom Gericht be-
m�hten Denk�bungen augenf�llig er-
kennen lassen, dass es partout nicht be-
reit war, sich Recht und Gesetz zu f�gen.

Dabei hat das BVerfG seine �berlegun-
gen unabh�ngig davon anzustellen, ob
das einfache nationale Recht der Umset-
zung einer Richtlinie der Europ�ischen
Union dient oder nicht. Der Kanon der
Unionstreue verpflichtet alle mitglied-
staatlichen Gerichte, diejenige Deutung
des nationalen Rechts zu w�hlen, die
dem Inhalt einer EU-Richtlinie in der je-
weiligen Lesart des EuGH entspricht.
Die unionsrechtliche Pflicht zur richtli-
nienkonformen Auslegung verpflichtet
das nationale Gericht zu einem richtli-
nienkonformen Ergebnis. Besteht ein

Auslegungsspielraum, ist das nationale
Gericht gehalten, diesen soweit wie
m�glich auszusch�pfen. Mehrere tunli-
che Auslegungsmethoden sind darum
zur Erreichung des Richtlinienziels
bestm�glich anzuwenden (dazu j�ngst
EuGH, RIW 2012, 236 – Dominguez).

Die auslegende Verwirklichung des
Richtlinienziels findet seine Grenzen in
dem nach innerstaatlicher Rechtstradi-
tion methodisch Statthaften. Einsichts-
voll ersucht der EuGH das nationale Ge-
richt nur, das innerstaatliche Recht so-
weit wie m�glich nach Wortlaut und
Zweck der Richtlinie auszulegen, um
das in ihr festgelegte Ergebnis zu errei-
chen. Der EuGH anerkennt auch, dass
die Pflicht zur gemeinschaftsrechtskon-
formen Auslegung durch den Grundsatz
der Rechtssicherheit beschr�nkt wird
und daher keinesfalls zur Auslegung wi-
der das Gesetz animieren darf (EuGH,
RIW 2012, 236 Rdnr. 25 – Dominguez).
Inwieweit das innerstaatliche Recht eine
richtlinienkonforme Auslegung zul�sst,
k�nnen wiederum nur innerstaatliche
Gerichte beurteilen. Da der EuGH folg-
lich nationales Recht weder anwenden
noch auslegen kann, ist ihm auch die
Feststellung verwehrt, ob innerstaatli-
cher Auslegungsspielraum besteht. Die
Wahrnehmung methodischer Bewe-
gungsfreiheiten des nationalen Rechts

kommt auch bei dem durch Richtlinien
vorgegebenen nationalen Recht aus-
schließlich den nationalen Stellen in den
Grenzen des Verfassungsrechts zu.

Soweit der aus dem deutschen Verfas-
sungsrecht gewonnene Befund. Wie
dehnbar, erg�nzungsf�hig, wandelbar
und �nderungsfest er ist – das stellt der

EuGH gelegentlich – betrachtet man
etwa das Urteil Schultz-Hoff (EuGH,
RIW 2009, 163) und seine verheerenden
Nachwehen auf einen gew�hnungsbe-
d�rftigen Pr�fstand. Wie auch immer –
EuGH und BVerfG sollten alles andere
als eine judikatorische Bedarfsgemein-
schaft sein.
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Inwieweit nationales
Recht Raum f�r eine
richtlinienkonforme
Auslegung l�sst, ist
nicht vom EuGH,
sondern von den
nationalen Gerichten
zu beantworten
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